
Nach mehreren zähen Verhandlungs-
runden ist es der ver.di-Bundesta-

rifkommission für Esprit am 26. April 
gelungen, einen Tarifabschluss zu einem 
neuen Anerkennungstarifvertrag zu 
erzielen und damit die Rückkehr zu den 
regionalen Flächentarifverträgen für den 
Einzelhandel einzuleiten. 

Die Modekette hatte mit Verweis auf 
ihre Sanierungsbedürftigkeit zum 31. 
Dezember 2020 Tarifflucht begangen 
und den bestehenden Anerkennungs-
tarifvertrag gekündigt, was eine stärker 
werdende Gegenwehr der in ver.di or-
ganisierten Kolleginnen und Kollegen 

Ausufernde Arbeits-
zeiten Tag für Tag, 
Woche für Woche? 
Das Verwaltungsge-
richt Bayreuth hat 
Mitte Februar sol-
chen Vorstellungen 
der Bezirksregie-
rung Oberfranken eine klare Absage 
erteilt! Die wollte per Allgemeinver-
fügung die gesetzliche Arbeitszeit 
auch von Beschäftigten im Handel 
befristet auf 12 Stunden am Tag und 
60 Stunden in der Woche ausdehnen 
können. Gleichzeitig sollte die täg-
liche Ruhezeit auf neun Stunden ver-
kürzt, Sonn- und Feiertagsarbeit ge-
nerell zugelassen werden. Dagegen 
hatten ver.di Bayern und ein Kollege 
von der Rewe-Logistik in Buttenheim 
geklagt. Ein unverschämtes Ansinnen 
war das, den Kolleg*innen nach zwei 
Jahren Dauerbelastung während der 
Corona-Pandemie zum »Dank« Ar-
beitszeitverlängerungen sowie weni-
ger Pausen- und Ruhezeiten zuzumu-
ten. Solche gravierenden Verschlech-
terungen wären einer schallenden 
Ohrfeige gleichgekommen. ver.di 
Bayern wertet das Urteil, aber auch 
die Tatsache, dass mittlerweile die 
anderen Bezirksregierungen ebenfalls 
ihre Allgemeinverfügungen zurück-
genommen haben, als klaren Erfolg, 
vor allem für die Beschäftigten. 

HUBERT THIERMEYER 
leitet den Fachbereich Handel im 

ver.di-Landesbezirk Bayern
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ARBEITSKÄMPFE FÜR STÄRKERE TARIFBINDUNG UND DIGITALISIERUNGSTARIFVERTRÄGE

Viel Druck für mehr 
gute Tarifverträge

MOMENT MAL!
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Obwohl ver.di im Handel schon vor 
Monaten neue, bessere Entgeltta-

rifverträge durchgesetzt hat, sorgen bis 
heute viele aktive Gewerkschaftsmit-
glieder weiter mit Streiks für öffentliche 
Aufmerksamkeit. Wichtiges Ziel dabei 
ist es, tarifflüchtige bzw. tariflose Un-
ternehmen wie beispielsweise Amazon, 
Douglas und Esprit, aber auch Smyths 
Toys, TK Maxx, Thalia, Dehner, Dort-
munder Logistik Gesellschaft (DLG), 
Porta und OBI zur Anerkennung der 
regionalen Flächentarifverträge zu be-
wegen.

»Wir wollen die Tarifbindung in allen 
Teilbereichen des Handels nachhaltig 
stärken, um der Tarifflucht und der da-
durch drohenden Altersarmut vieler 
Beschäftigter einen Riegel vorzuschie-
ben«, so Stefanie Nutzenberger, für den 
Handel zuständiges ver.di-Bundesvor-
standsmitglied. »Dringend notwendig 
ist auch eine gesetzliche Anpassung, 
damit die Arbeitgeber nicht länger ver-
hindern können, dass die Tarifverträge 
für allgemeinverbindlich erklärt werden. 
Sie müssen ohne Ausnahme für alle 
gelten.« 

Rund um den Internationalen Frauen-
tag und den Equal Pay Day haben sich 
Anfang März in Nordrhein-Westfalen 
Beschäftigte aus verschiedenen Betrieben 

an Streiks und Aktionen beteiligt, bei 
denen auch Anerkennungstarifverträge 
und die Beendigung der Lohn- und 
Gehaltsdiskriminierung von Frauen 
gefordert wurden.

Am 9. März fand vor dem Outlet-Cen-
ter und der Unternehmenszentrale von 
Esprit in Ratingen (NRW) eine Kundge-
bung von streikenden Esprit- und 
H&M-Beschäftigten statt. Am 26. April 
wurde erneut mit der Arbeitgeberseite 
verhandelt und ein Abschluss erzielt.
Die Rückkehr des Unternehmens in die 
Tarifbindung, aus der es sich vor einem 
Jahr verabschiedet hatte, steht für ver.
di ganz oben an (siehe Bericht unten 
zur Tarifsituation). 

ver.di will der Tarifflucht 
einen Riegel vorschieben

Ebenfalls im März forderten die Strei-
kenden an mehreren Amazon-Stand-
orten zusätzlich zum Anerkennungsta-
rifvertrag auch einen Gesundheitstarif-
vertrag, mit dem in Sachen Arbeits- und 
Gesundheitsschutz verbindliche Maß-
nahmen festgelegt werden sollen. 

Darüberhinaus will ver.di im Handel 
neue tarifpolitische Ziele und Schutz-
maßnahmen durchsetzen, die durch die 
technische Entwicklung und den Struk-

turwandel auf die Tagesordnung gesetzt 
werden. »Wir stehen vor enormen Um-
brüchen und wollen deshalb tarifliche 
Mindeststandards zugunsten der Kol-
leginnen und Kollegen vereinbaren«, 
betont Stefanie Nutzenberger. 

Streiks für Tarifverträge
zur Digitalisierung

Zuletzt waren am 16. April Ikea-Be-
schäftigte in fünf Bundesländern auf-
gerufen, die Forderung nach einem 
Digitalisierungstarifvertrag mit Arbeits-
niederlegungen zu bekräftigen. 

»Wir wollen Digitalisierung nicht ver-
hindern, sondern mit und für die Be-
schäftigten gestalten«, so Silke Zimmer, 
ver.di-Landesfachbereichsleiterin Handel 
zu den Arbeitsniederlegungen in Nord-
rhein-Westfalen.

Gestreikt wurde in zahlreichen Ein-
richtungshäusern schon im November, 
Dezember und März. Bereits in der 
Entgelttarifrunde 2021 waren in 31 von 
54 Filialen Teile der Belegschaft in den 
Ausstand getreten. Noch lehnt die Un-
ternehmensleitung von Ikea es allerdings 
ab, mit der Gewerkschaft ver.di zu ver-
handeln. »Ganz klar, wir brauchen noch 

hervorrief. Bei vielen betrieblichen Ak-
tivitäten – von Button-Aktionen bis hin 
zu Streiks – wurde in den letzten Wochen 
und Monaten die Rückkehr in die Tarif-
bindung gefordert. 

Vereinbart wurde ein Stufenplan, der 
die Angleichung an die Flächentarif-
verträge bis 2025 durch Entgeltanhe-
bungen von 1,7 Prozent zum 1. Januar 
2023 sowie zusätzliche Erhöhungen 
zum Niveau der Fläche von 1 Prozent 
und 2 Prozent in den beiden Folgejah-
ren vorsieht. Für den Fall von Store-
Schließungen bzw. betriebsbedingten 
Kündigungen wurde eine 12 Monate 

I N H A LT
� ZARAS TRICKKISTE: Kolleginnen 
wehren sich dagegen mit öffentlichen 
Protesten Seite 2

� ZUSAMMEN STARK: ver.di und die 
GUV/FAKULTA mobilisieren mit beson-
derer Werbeaktion für gemeinsame 
Mitgliedergewinnung. Interview auf 
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rückwirkende Nachzahlung der Tarifer-
höhungen festgelegt.

»Unter der Voraussetzung, dass der 
Vorstand in Hongkong zustimmt, ist das 
ein gutes Ergebnis«, heißt es in einem 
aktuellen Tarifflyer. Die Tarifparteien ha-
ben eine Erklärungsfrist bis zum 25. Mai 
vereinbart, da die Rückkopplung auf der 
Entscheidungsebene von Esprit nach 
Aussage der Geschäftsführung in Deutsch-
land länger dauert. Die Bundestarifkom-
mission erwartet von der Unternehmens-
leitung, dass sie das erzielte Ergebnis mit 
der entsprechenden Priorität behandelt 
und ihre Zustimmung gibt. AHA

Fortsetzung auf Seite 2, Spalte 1

Tarifabschluss für Esprit erzielt

VER.DI -TARIFKOMMISSION UND ESPRIT-GESCHÄFTSFÜHRUNG FÜR DEUTSCHLAND VEREINBAREN ANERKENNUNGSTARIFVERTRAG MIT  STUFENPLAN

Streikende bei einer Kundgebung in Ratingen, wo die Unternehmenszentrale und 
ein Outlet-Center angesiedelt sind FOTO: VER.DI

Die nächste Ausgabe erscheint 
im August 2022

Für ihre Tarifziele gehen immer wieder Streikende u.a. von Ikea, Amazon (Fotos oben: Bad Hersfeld) und H&M auf die Straße und an die Öffentlichkeit 
FOTOS: VER.DI , ANDREAS GANGL (2) , SIDAR CARMAN
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Mitarbeiter*innen der Filiale in Regens-
burg, wie die Betriebsratsvorsitzende 
Sylwia Kanturow berichtet. »Der neue 
Store soll im September ganz in der 
Nähe eröffnet werden. Niemand von 
uns versteht, warum Schließung und 
Neueröffnung keinen Umzug darstel-
len.« Bisher wüssten sie nicht einmal, 
wann genau Zara ihre Filiale schließen 
will. Es heiße stets, zum Ende des Jahres. 
»Bei uns arbeiten viele Kolleg*innen seit 
15 und mehr Jahren, etliche haben klei-
ne Kinder. Was soll aus denen werden?«, 
fragt Sylwia Kanturow, die auch dem 
Gesamtbetriebsrat bei Zara angehört.

Erstmals seit dem Start der Modeket-
te Primark in Deutschland plant das 

Unternehmen die Schließung von Fili-
alen. Betroffen sind die Standorte Wei-
terstadt in Hessen und im Berliner 
Schloss-Straßen-Center. Dort will die 
Tochter des Mischkonzerns Associated 
British (AB) Foods die Mietverträge nicht 
über den 31. Januar bzw. 30. April 2023 
hinaus verlängern.

Der Gesamtbetriebsrat von Primark 
hat vor kurzem eine Resolution verab-
schiedet, in der die Geschäftsleitung 
aufgefordert wird, »zu ihrer sozialen 
Verantwortung zu stehen und die Kol-
leginnen und Kollegen nicht ihrer Exis-
tenz zu berauben!«. Knapp 300 Be-
schäftigte seien von den Schließungen 
betroffen und hätten bereits jetzt mas-
sive Existenzängste.

»Obwohl es finanziell möglich wäre, 
soll den Kolleg*innen kein Angebot zur 
Übernahme in benachbarte Filialen ge-
macht werden«, berichtet Damiano 
Quinto vom ver.di-Bundesfachbereich 
Handel. Dabei ist FB Foods wirtschaft-
lich ausgesprochen erfolgreich. So mel-
dete dpa im März für das laufende 
Geschäftsjahr einen Umsatz von um-
gerechnet 7,2 Milliarden Euro, ein Plus 
gegenüber dem Vorjahr von 19 Prozent. 
Zum Geschäftshalbjahr werde eine ope-
rative Gewinnmarge von mehr als zehn 
Prozent angepeilt. »Geld ist also da. 
Woran es bei Primark mangelt, ist so-
ziale Verantwortung«, so der ver.di-Se-
kretär. Dabei hätten die Kolleg*innen 
auch in den betroffenen Filialen die 
prächtigen Umsätze und Gewinne erst 
ermöglicht. 

»Wertschätzung ge-
genüber den Kolleginnen 
und Kollegen? Fehlanzei-
ge!«, heißt es in der Resolu-
tion des Gesamtbetriebsrats. Der 
Arbeitgeber Primark entziehe sich sei-
ner sozialen Verantwortung und das, 
obwohl er erst vor kurzem die Auszeich-
nung »Top Employer 2022« erhalten 
habe. »Ein Armutszeugnis für unseren 
Arbeitgeber und ein Schlag ins Gesicht 
unserer 300 Kolleginnen und Kollegen, 
die ihren Job verlieren!«

ver.di und Gesamtbetriebsrat
planen starke Antwort

Der für die Beschäftigten in Weiter-
stadt zuständige ver.di-Sekretär Horst 
Gobrecht verweist auf den Anspruch 
des Unternehmens: »Wenn die Werbung 
mit Nachhaltigkeit durch ,Primark Cares‘ 
mehr ist als billige Augenwischerei, dann 
darf die Geschäftsleitung gerade jetzt 
die berufliche Perspektive der Beschäf-
tigten nicht aus den Augen verlieren.« 
Sie müssten ein Angebot für eine gleich-
wertige Weiterbeschäftigung in einer 
der nahegelegenen Filialen in Frankfurt 
oder Mannheim bekommen; das »muss 
jeder Abfindung vorausgehen«.

Den Umgang mit den Beschäftigten 
bezeichnet Damiano Quinto als »zutiefst 
unanständig«. ver.di und der Gesamt-
betriebsrat planen darauf eine starke 
Antwort: »Wir werden solidarisch für 
die Weiterbeschäftigung aller betrof-
fenen Kolleg*innen unter gleichen 
Vertragsbedingungen in den benach-
barten Filialen kämpfen!« GG

»großzügig« an, sich auf eine der Stel-
len in der neuen Filiale zu bewerben, 
wo dann allerdings schlechtere Arbeits- 
und Entlohnungsbedingungen bestehen 
werden. 

Die Unternehmensleitung habe er-
klärt, den betroffenen Zara-Kolleg*in-
nen eine Weiterbeschäftigung anbieten 
zu wollen, so André Scheer, allerdings 
nur unter Vorbehalt freier Arbeitsplät-
ze und nicht unbedingt in derselben 
Stadt oder Region. »Das ist völlig ab-
wegig; die Betroffenen können schließ-
lich nicht einfach so umziehen.« Stink-
sauer auf die Geschäftsleitung sind die 

F I L I A L S C H L I E S S U N G E N  B E I  P R I M A R K
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Der Textilfilialist Zara plant die Schlie-
ßung mehrerer Läden in Deutsch-

land. In zumindest drei Fällen will er 
offenkundig auf diesem Weg bewährte 
Belegschaften und Betriebsräte loswer-
den, denn in denselben Städten sollen 
an anderer Stelle neue Stores eröffnet 
werden. Eine Methode, die sich das 
Tochterunternehmen des spanischen 
Inditex-Konzerns möglicherweise bei 
der Parfümeriekette Douglas abge-
schaut hat, die etwa in München und 
Düsseldorf ebenfalls die Schließung 
bestehender und Eröffnung neuer Fili-
alen plant.

Beschäftigte sind stinksauer
auf die Geschäftsleitung

Zara will mindestens in Regensburg, 
Essen und Mönchengladbach Läden 
dicht machen und dafür neue eröffnen. 
»Problematisch beim Vorgehen des 
Unternehmens ist vor allem, dass dies 
nicht als Umzug deklariert wird, sondern 
als Schließung und Neueröffnung«, sagt 
André Scheer vom ver.di-Bundesfach-
bereich Handel, »In den bisherigen 
Filialen droht die Entlassung, denn Zara 
will bislang keine Übernahmegarantie 
zu den bisherigen Arbeitsbedingungen 
abgeben.« Wie auch schon bei Douglas 
vorexerziert, bietet der Textilfilialist 

EINZELHANDEL
»In einem Schreiben an die Geschäfts-
führung von Zara Deutschland haben 
wir als ver.di Handel unsere Ablehnung 
dieser Firmenpolitik offiziell deutlich 
gemacht und ein Gesprächsangebot 
unterbreitet«, erklärt André Scheer. 
Außerdem würden gemeinsam mit dem 
GBR Aktionen gegen die drohenden 
Entlassungen vorbereitet. Um eine kon-
tinuierliche Information über die Lage 
auch zwischen den GBR-Sitzungen zu 
gewährleisten, habe sich zudem eine 
Aktionsgruppe aus Zara-Betriebsräten 
gebildet. Es werden Unterschriften für 
die Übernahme der betroffenen Be-
schäftigten zu den bestehenden Kon-
ditionen gesammelt und es finden 
Aktionen an den betroffenen Standor-
ten statt.

GUDRUN GIESE

Griff in die Trickkiste
Z A R A  S C H L I E S S T  U N D  E R Ö F F N E T  F I L I A L E N

Regensburger Kolleginnen wehren sich FOTOS: VER.DI

Armseliger Akt

KURZ & KNAPP

SONNTAGSÖFFNUNGEN: Die Lan-
desregierung in Sachsen-Anhalt will 
künftig Sonntagsöffnungen im Han-
del erleichtern, was den Protest von 
ver.di-Landesfachbereichsleiter Tor-
sten Furgol hervorgerufen hat. Allein 
das »öffentliche Interesse« an der 
Belebung einer Innenstadt soll dem-
nach als Begründung ausreichen.

Erst Mitte März hatte das Bundes-
verwaltungsgericht (BVerwG) jedoch 
erneut bekräftigt, dass im Kern der 
Anlassbezug das ausschlaggebende 
Kriterium ist. Danach sind Sonntags-
öffnungen nur im Zusammenhang mit 
örtlichen Festen, Märkten, Messen 
oder ähnlichen Veranstaltungen zu-
lässig, wenn diese mehr Besuche-
rinnen und Besucher anziehen können 
als nur die am Einkauf Interessierten.

KASSENLOSE LÄDEN: Aldi Süd und 
die Rewe Group haben in das US-
Hightech-Unternehmen AiFi inve-
stiert, das Computertechnik für kas-
senlose Läden liefert. Die beiden 
Handelskonzerne beteiligen sich 
zusammen mit einem Dutzend wei-
terer Investoren an einer Kapitaler-
höhung über insgesamt 65 Mio. US-
Dollar, wie die Firma mitteilte.

ORGA-WAHLEN: Seit Anfang des 
Jahres finden in ver.di auf den ver-
schiedenen Ebenen bei Mitgliederver-
sammlungen und/oder Delegierten-
konferenzen die Organisationswahlen 
statt, um den nächsten Bundeskon-
gress (17. bis 23. September 2023 in 
Berlin) vorzubereiten. Die meisten 
Termine sind in einer Datenbank zu 
finden, die regelmäßig ergänzt und 
aktualisiert wird (orgawahlen.verdi.
de). Über den Button »Informationen 
zu den Organisationswahlen« ist auch 
die jeweilige vorläufige Tagesordnung 
zu finden. Unabhängig davon können 
Bezirke und Fachbereiche auch zu 
Terminen einladen, die sie dort nicht 
veröffentlichen. 

Aktion in Frankfurt am Main

Im Filialbereich von SportScheck be-
ginnt ein neues Kapitel in Sachen 

Gesundheitsschutz: ver.di hat mit der 
Geschäftsführung im März einen Tarif-
vertrag »Gute und Gesunde Arbeit« 
abgeschlossen. Es braucht unbedingt 
mehr gute und gesunde Arbeitsbedin-
gungen, so die ver.di-Bundestarifkom-
mission für die SportScheck Stationär 
GmbH. 

Als ihr Anliegen nennen es beide 
Tarifvertragsparteien, die Beschäftigten 
einzubeziehen. Ihre Beteiligung wird 
u.a. durch eine digitale Befragung si-
chergestellt, die auch mit dem Gesamt-
betriebsrat (GBR) abgestimmt ist und 
ab Mai 2022 startet. Die Teilnahme ist 
freiwillig, wird anonym durchgeführt 
und als Arbeitszeit berechnet. 

Die Befragung zu den Arbeitsbedin-
gungen soll regelmäßig wiederholt 
werden, spätestens alle zwei Jahre. Ziel 
ist es herauszufinden, welche Themen 

F Ü R  G U T E ,  G E S U N D E  A R B E I T  B E I  S P O R T S C H E C K

Bei Galeria Markthalle haben sich 
viele Beschäftigte an einer digitalen 
Befragung beteiligt, die kürzlich auf der 
Grundlage des mit ver.di abgeschlos-
senen »Tarifvertrages gute und gesun-
de Arbeit/Beteiligung Zukunftskonzept« 
durchgeführt worden ist. Die Quote 
betrug 43 Prozent. 

Die bisher vorliegenden Ergebnisse 
zeigen zum Teil starken Handlungsbedarf 
auf, wobei zwischen den Tarifparteien 
völlig unstrittig ist, dass bei allen noch 
zu entwickelnden Maßnahmen die Mit-
bestimmungsrechte beachtet werden. 

Große Unterschiede existieren zwi-
schen den Filialen: In einigen werden 
die Arbeitsbedingungen als sehr positiv 
bewertet, in anderen wiederum als sehr 
negativ. Hier sollen noch genauere Be-
trachtungen vorgenommen werden, um 
die Ursachen zu klären und eventuell 
wichtige Stellschrauben zu identifizieren. 

 B E T E I L I G U N G  B E I  G A L E R I A  M A R K T H A L L E

-
ge!«, heißt es in der Resolu

vorrangig sind und wann sie aufgegrif-
fen werden. Es soll ermittelt werden, 
wo dringender Handlungsbedarf be-
steht, welche Lösungsansätze in Frage 
kommen und wo etwas vor Ort schon 
gut funktioniert bzw. ob bereits einge-
führte Maßnahmen eventuell noch 
nachgebessert werden müssen. 

Die Beteiligung der Beschäftigten 
endet nicht bei der Befragung – schließ-
lich sollen Maßnahmen, die sich aus 
ihren Ideen, Anregungen und Kritiken 
ergeben, eingeleitet werden. Deshalb 
wird ein »Steuerungskreis Gute und 
Gesunde Arbeit« eingesetzt. Ihm ge-
hören jeweils drei Vertreter*innen des 
Arbeitgebers und der Beschäftigten 
an – darunter mindestens ein GBR-Mit-
glied sowie ein hauptamtlicher Kolle-
ge bzw. eine Kollegin von ver.di. Sie 
haben die Aufgabe, für die Einhaltung 
und Durchsetzung des Tarifvertrages 
zu sorgen. AHA

Neuer Tarifvertrag

mehr Druck«, so ver.di-Gewerkschafts-
sekretärin Maren Ulbrich.

Aufgeschlossener ist man inzwischen 
an der Spitze der Modekette H&M, wo 
die ver.di-Bundestarifkommission eben-
falls einen Digitalisierungstarifvertrag 
durchsetzen will. Einer ihrer Slogans 
lautet »Digitalisierung in unserer Hand!«. 
Nachdem viele Beschäftigte in mehreren 
Bundesländern im Vorweihnachtsge-
schäft und auch seit Jahresbeginn gro-
ße Streikbereitschaft gezeigt hatten, 
willigte die Unternehmensleitung in 
Verhandlungen ein. Bei der ersten Run-
de am 30. März stellte ver.di die Ergeb-
nisse einer Beschäftigtenbefragung vor. 
Die zweite Verhandlung sollte am 2. Mai 
(nach Redaktionsschluss) stattfinden. 

Beschäftigte müssen früh
einbezogen werden

Ebenso wie Ikea ist H&M tarifgebun-
den, die Beschäftigten fordern jedoch 
in beiden Unternehmen zusätzlich einen 
Digitalisierungstarifvertrag. Er soll sie 
an einer nachhaltigen Arbeitsplatzsi-
cherung und der Gestaltung aller digi-
talen Prozesse im Unternehmen betei-
ligen – und dies bereits auch in der 
Planungsphase, wenn Veränderungen 
in der Arbeitsorganisation anstehen. 
ver.di kritisiert, dass bei H&M in den 
letzten vier Jahren über 5.000 Arbeits-
plätze abgebaut worden und die Läden 
stark unterbesetzt sind. Ein künftiger 
Tarifvertrag soll auch helfen, gemeinsam 
gesundheitsförderliche Arbeit zu gestal-
ten und er soll einen Anspruch auf 
Qualifizierung festlegen. 

ANDREAS HAMANN

F O R T S E T Z U N G  V O N  S E I T E 1

Bemängelt werden u.a. Probleme bei 
der Arbeitssicherheit und in der Perso-
nalführung sowie starker Zeitdruck und 
eine hohe Arbeitsintensität. Die Filial-
leitungen sind jetzt aufgefordert, spe-
zifische Maßnahmen vor Ort zu entwi-
ckeln. Gleichzeitig zeigten sich bei der 
Befragung starkes Engagement und 
Verbundenheit mit der Markthalle – es 
gibt zahlreiche Hinweise zur Kunden-
bindung sowie zu neuen Zielgruppen 
und lokalen Anforderungen.

Themen, die jedoch nicht auf Filial-
ebene gelöst werden können, kommen 
auf die Tagesordnung des Expert*in-
nenkreises, der im Tarifvertrag vereinbart 
worden ist. Vertreterinnen und Vertre-
ter von ver.di, aus dem Gesamtbetriebs-
rat und von der Unternehmensleitung 
beraten dort gemeinsam, entwickeln 
Maßnahmen und vereinbaren, wie sie 
umzusetzen sind. AHA

Digitale 
Befragung

Der GBR zeigt Solidarität FOTO: VER.DI
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findungsberechtigte Arbeitnehmer« ein 
Angebot zum »Wechsel in die Trans-
fergesellschaft« frühestens zum 1. Fe-
bruar dieses Jahres für maximal ein Jahr. 
Bis Juli 2024 können die anspruchsbe-
rechtigten Beschäftigten sukzessive in 
die Transfergesellschaft wechseln. Dort 
bekommen sie Schulungs- und Quali-
fizierungsangebote. Schließlich hat AHD 
sich verpflichtet, einen internen Arbeits-
markt für Beschäftigte anzubieten, die 
an einen anderen Standort wechseln 
möchten.
Für die Beschäftigten der bereits ge-
schlossenen AHD-Niederlassungen in 
Itzehoe, Leipzig und Saarbrücken gelten 
diese Vereinbarungen nicht. Dort hatten 
die örtlichen Betriebsräte verhandelt 
und zu weniger guten Konditionen ab-
geschlossen. GG

Der lange Atem hat sich gelohnt: 
Nach achtmonatigen Verhand-

lungen zwischen dem Pharmagroß-
händler Alliance Healthcare Deutsch-
land (AHD) und dem Gesamtbetriebsrat 
des Unternehmens einigten sich beide 
Seiten im Dezember auf einen Interes-
senausgleich und Sozialplan für die 
Beschäftigten von sechs Niederlas-
sungen, die als Folge der AHD-Fusion 
mit Gehe dicht gemacht werden.

»Für die Kolleginnen und Kollegen in 
den Niederlassungen Bayreuth, Bochum, 
Dresden, Kassel, Osnabrück und Würz-
burg konnten sehr gute Abfindungen, 
Freistellungsregelungen sowie eine 
Transfergesellschaft ausgehandelt wer-
den«, sagt Siegmar Roder, der für den 
Pharmagroßhandel auf Bundesebene 
zuständige ver.di-Experte.

Auf Grund der Beschäftigtenstruktur 
hat man sich für die unüblichere Ab-
findungsformel mit einem Divisor ent-
schieden, dieser beträgt 34. 

Das Volumen entspricht in etwa einem 
Faktor von 1,6 Bruttomonatsentgelten 
pro Beschäftigungsjahr. Urlaubs- und 

D ie Arbeit ist hart, die Löhne liegen 
weit unter Tarifniveau – den Be-

schäftigten des Hamburger Teegroß-
händlers Hälssen & Lyon reicht es schon 
länger. Mitte März streikten rund fünf-
zig der Beschäftigten am Standort des 
Teemischwerks und -lagers im Stadtteil 
Allermöhe für die Anerkennung der 
Tarifverträge Groß- und Außenhandel 
(GAH) Hamburg.

»Der Warnstreik erstreckte sich über 
die gesamte Frühschicht, und in dieser 
Zeit lag der Betrieb weitgehend brach«, 
sagt Kolja Griebner, der im ver.di-Lan-
desbezirk Hamburg für den GAH zu-
ständig ist. Für die insgesamt gut 400 
Beschäftigten bei Hälssen & Lyon geht 
es um deutliche und regelmäßige Er-
höhungen beim Entgelt und um Arbeits-
zeiten, Urlaubsansprüche und Sonder-
zahlungen analog zum Manteltarifver-
trag GAH. »Bisher sind Löhne wie Ar-
beitsbedingungen in einer Betriebsver-
einbarung geregelt«, so Kolja Griebner. 
»Aber Entgelterhöhungen sind weitge-
hend willkürlich und bleiben weit hin-
ter den Tarifverträgen zurück.« Immer-
hin präsentierte der Arbeitgeber eine 
Woche nach dem Warnstreik ein An-

Weihnachtsgeld werden bei der Ent-
geltberechnung berücksichtigt. Dass 
Abfindungen in einer derartigen Grö-
ßenordnung erzielt werden konnten, 
»ist im Handel nur selten möglich«.

Angebote zum Wechsel
in eine Transfergesellschaft

Die Kappungsgrenze liegt bei 122.000 
Euro. 10.000 Euro bis 20.000 Euro er-
halten Schwerbehinderte, ihnen Gleich-
gestellte bekommen 6.000 Euro. Au-
ßerdem werden pro Kind 5.000 Euro 
gezahlt. Die – bezahlte – Freistellung 
kann bis zu 15 Monate dauern. Sollte 
die Arbeitslosenquote des Jobcenter-
bezirks der geschlossenen Niederlassung 
höher sein, als der Bundesdurchschnitt, 
wird dieser Nachteil noch mal mit einem 
Arbeitslosenaufschlag in Höhe von 5 
Prozent des ermittelten Abfindungsbe-
trages ausgeglichen. Gemäß der »Ge-
samtbetriebsvereinbarung zur Durch-
führung einer Transfergesellschaft« für 
die sechs Schließungsstandorte erhalten 
langjährige »nach dem Sozialplan ab-
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Auch die achte Verhandlungsrunde 
Anfang März brachte keinen Ta-

rifabschluss für den Groß- und Außen-
handel in Sachsen. Von der Arbeitgeber-
seite kam schon im Januar ein Vor-
schlag, der auf eine Spaltung der Lohn-
empfänger auf der einen, der Gehalts-
bezieher auf der anderen Seite hinaus-
laufen würde. ver.di Handel in Sachsen 
und die Tarifkommission haben dieses 
Ansinnen deutlich zurückgewiesen.

ver.di fordert einen
Zuschlag für alle

Hintergrund ist die seit langem kriti-
sierte Lohn- und Gehaltsentwicklung 
in der Branche, die ihren Anfang 1990 
genommen hat. Damals starteten die 
Tarifvertragsparteien mit einer Entgelt-
tabelle, deren Abstände der Lohn- und 
Gehaltsgruppen sich durch spätere 
prozentuale Erhöhungen immer weiter 
vergrößerten. Dass hier eine Anglei-

chung umgesetzt werden muss, ist auch 
den Arbeitgebern klar. »Sie wollen da-
für jedoch eine ,nachhaltige Kompen-
sation‘, was konkret bedeutet, dass die 
Beschäftigten die Angleichung selbst 
finanzieren«, kritisiert Sylke Hustan, bei 
ver.di Sachsen für den GAH verantwort-
lich. »So etwas nennt sich allerdings 
Umverteilung, nicht Angleichung.«

Die bereits bei den Tarifverhandlungen 
im Januar vorgetragene »Idee« der Ar-
beitgeber lautete, den Beschäftigten 
der Lohngruppen L1 bis L5 einen Zu-
schlag von 30 Euro monatlich anzubie-
ten, den Gehaltsempfängern dagegen 
gar nichts. Zudem wollen sie auch noch 
die Laufzeit des Tarifvertrages – abwei-
chend von anderen Tarifgebieten – um 
einen Monat verlängern. »Wir sind für 
einen Zuschlag für alle angetreten!« 
Eine Spaltung von Lohn- und Gehalts-
beziehern sei überhaupt nicht vermit-
telbar und auch nicht nachvollziehbar, 
da die Lohngruppe L5 beispielsweise 

Schluss mit dem
Flickenteppich

KURZ & KNAPP

� METRO WÄCHST: Der Großhan-
delskonzern Metro hat seine Progno-
se für das laufende Geschäftsjahr nach 
oben korrigiert. Beim Umsatz sei nun 
mit einem Wachstum von 9 bis 15 
Prozent im Vergleich zum Vorjahr zu 
rechnen, teilte das Unternehmen mit. 
Zuvor war Metro von 3 bis 7 Prozent 
ausgegangen. Das Geschäft im ersten 
Halbjahr habe sich besser entwickelt 
als erwartet, insbesondere im Seg-
ment West (ohne Deutschland). Für 
Deutschland wird hingegen nur ein 
unterproportionales Wachstum er-
wartet.

� REKORDERGEBNIS: Auch im 
zweiten Jahr der Corona-Pandemie 
konnte der BayWa-Konzern ein Re-
kordergebnis erzielen: Mit einem 
Ergebnissprung von 26 Prozent schloss 
die BayWa AG das Berichtsjahr 2021 
ab. Die neue Rekordmarke beim Er-
gebnis vor Zinsen und Steuern (EBIT) 
liegt bei 266,6 Mio. Euro. Der Umsatz 
stieg um mehr als 20 Prozent auf 19,8 
Mrd. Euro.

»Das ist im Handel
nur selten möglich«

Mit Druck für 
den Tarifvertrag
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über der Endstufe der Gehaltsgruppe 
GII liege. »Weshalb verwehren die Ar-
beitgeber den Gehaltsempfängern einen 
Zuschlag?«, fragt Sylke Hustan.

An 8 Tagen gestreikt...

In einzelnen Unternehmen konnten 
die Beschäftigten dank etlicher Streiks 
mittlerweile Zuschlagszahlungen für die 
ganze Belegschaft erkämpfen. So be-
kommen die Kolleg*innen von Thyssen 
Krupp Schulte in Radebeul einen Zu-
schlag von 30 Euro – sie hatten an acht 

Tagen gestreikt. Ebenfalls 30 Euro mehr 
erhalten die Beschäftigten von Phoenix 
in Leipzig nach vier Streiktagen. Bei Rewe 
in Nossen werden 40 Euro mehr gezahlt 
– die dortige Belegschaft brachte es auf 
zwölf Tage Arbeitskampf. Und ein Plus 
von insgesamt 95 Euro erstreikten sich 
die Kolleg*innen von Edeka Berbersdorf. 
»Wir brauchen nun endlich einheitliche 
Zuschläge«, sagt Sylke Hustan. Der be-
stehende Flickenteppich dürfe nicht zum 
Dauerzustand werden. Einen weiteren 
Verhandlungstermin gab es bei Redak-
tionsschluss noch nicht. GG

gebot, das allerdings weit von den Ta-
rifbedingungen entfernt ist.

Hälssen & Lyon ist eines der typischen 
hanseatischen Traditionsunternehmen 
und hat seinen Hauptsitz in der Spei-
cherstadt. Das Teemischwerk sowie die 
Logistik mit insgesamt 180 Arbeitsplät-
zen wurden schon vor Jahren ins Indus-
triegebiet von Allermöhe verlegt. »In 
der Vergangenheit haben solche mit-
telständischen Firmen oft deutlich über 
Tarifvertrag gezahlt«, weiß Kolja Grieb-
ner. Engagement für die Tarifbindung 
erschien vielen deshalb unnötig. Doch 
seit etlichen Jahren geht es mit der 
Entgeltentwicklung beim Teegroßhänd-
ler bergab, während die Belastung noch 
zugenommen hat. Viele Kolleg*innen 
sprächen inzwischen von »Lohndumping 
als Geschäftsmodell«, erklärte Heike 
Lattekamp, die ver.di-Landesfachbe-
reichsleiterin Handel im Streikaufruf.

Die Beschäftigten wollen sich auch 
nicht länger mit unverbindlichen Ent-
gelterhöhungen abspeisen lassen, son-
dern mit dem Anerkennungstarifvertrag 
zukünftig von den regelmäßig gemein-
sam erkämpften Lohnsteigerungen 
profitieren. Heike Lattekamp: »Gutes 
Geld für gute Arbeit – dieser Grundsatz 
muss auch im Teegroßhandel gelten. 
Es kann und darf nicht sein, dass wir 
als Gesellschaft für ein Geschäftsmodell 
zahlen, das auf Lohndumping beruht.« 
Am 27. April (nach Redaktionsschluss) 
gab es eine weitere Verhandlungsrun-
de der ver.di-Tarifkommission mit dem 
Arbeitgeber. Die Beschäftigten stellten 
sich schon vorab darauf ein, bei der 
1. Mai-Demonstration ihre Forderungen 
auf Anerkennung der GAH-Tarifverträ-
ge deutlich zu wiederholen.  GG

E inen Aufwärtstrend bei Umsätzen, 
Produktivität und Beschäftigung gab 

es für den Groß- und Außenhandel 
(GAH) im vergangenen Jahr insgesamt 
zu verzeichnen. Das belegen die Bran-
chendaten, die das WABE-Institut von 
Bert Warich zum Stichtag 31. März 2022 
zusammengestellt hat.

Ein kräftiges Umsatzplus mit nominal 
9,5, real 6,8 Prozent erzielte der Pro-
duktionsverbindungshandel mit „sons-
tigen Maschinen und Ausrüstungen“. 
Aber auch der Stahlgroßhandel und die 
Teilbranchen des baunahen Großhandels 
legten deutlich beim Umsatz zu. Eben-
so der Konsumtionsverbindungshandel, 
vorwiegend wegen steigender Umsätze 
im Pharma- und im Elektrofachgroßhan-
del. Die Umsatzproduktivität im GAH 
insgesamt lag bei plus 9,9 Prozent.

Für die Mitarbeiter*innen im GAH 
ergibt sich in der Jahresbilanz kein rund-
um positives Bild: Abschlüsse von plus 

3 Prozent in der Entgelttarifrunde 2021 
ergeben im Tarifvolumen lediglich 
1,5 Prozent mehr Lohn bzw. Gehalt, da 
die Nullmonate ohne Entgeltsteigerung 
mitberücksichtigt werden müssen. An-
gesichts der steigenden Inflationsrate 
bedeutet der Abschluss inzwischen ein 
Minus bei den Realeinkommen. Gleich-
wohl stehen sich die Kolleg*innen in 
tarifgebundenen GAH-Betrieben beim 
Einkommen immer noch besser da als 
die Beschäftigten in Unternehmen oh-
ne Tarifverträge. Von denen gibt es 
allerdings immer mehr: Tarifgebunden 
sind – Stand 2020 – in den westlichen 
Bundesländern 32 Prozent, in den öst-
lichen Bundesländern gerade noch 
19 Prozent der GAH-Unternehmen.

Insgesamt stieg die Beschäftigung im 
Groß- und Außenhandel 2021 um 
33.200. Die Zahl der Auszubildenden 
ging zum Stichtag 31.12.2020 um 
4,3 Prozent zurück. Die neuabgeschlos-

senen Ausbildungsverträge reduzierten 
sich 2021 gegenüber dem Vorjahr für 
das kaufmännische GAH-Management 
um 12. Dafür gab es 921 zusätzliche 
Ausbildungsverträge im Bereich Fach-
kraft für Lagerlogistik.  GG

Durchwachsene Bilanz

Seit 2012 erhöhte sich der E-Commerce 
Umsatz im Großhandel rasant

Warnstreik während der ganzen Frühschicht FOTO: VER.DI
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VIELE HABEN NOCH NIE ETWAS VON 

EUCH GEHÖRT. WAS IST DIE GUV/

FAKULTA ÜBERHAUPT?

Die GUV/FAKULTA ist eine Unterstüt-
zungseinrichtung der DGB-Gewerk-
schaften. Seit mehr als 111 Jahren sind 
wir ein verlässlicher Partner der Beschäf-
tigten, wenn es um Fragen der Haftung 
im Berufsleben geht.

WARUM GIBT ES EUCH? WAS MACHT 

EUCH AUS?

Das Arbeitsleben birgt viele Gefahren. 
Wer im Einzel-, Groß- und Außenhan-
del tätig ist, trägt ein hohes Risiko. In 
vielen Situationen stehen Versicherun-
gen oder Assekuranzen für entstande-
ne Schäden nicht ein. Die DGB-Gewerk-
schaften haben daher gedacht: Für 
solche Fälle brauchen wir einen verläss-
lichen Partner. Darum wurde die GUV/
FAKULTA gegründet. Um zu helfen, 
wenn kein anderer das mehr tut.

IN WELCHEN FÄLLEN HAFTEN DENN 

DIE BESCHÄFTIGTEN? WO GIBT ES 

PROBLEME?

Grundsätzlich hängt die Arbeitneh-
merhaftung davon ab, um welche Art 
von Schaden es sich handelt und wie 
sie den jeweiligen Schaden verursacht 
haben. Immer dann, wenn die Fahrläs-
sigkeit im Spiel ist, gibt es Probleme. 
Das hat uns die Praxis gezeigt.

HAST DU EIN BEISPIEL?

Eine Kollegin verliert z.B. ihren Dienst-
schlüssel. Der Arbeitgeber nimmt sie 
wegen des Austausches von Schlössern 
in Regress. Das wäre so ein typischer Fall.

BIS ZU WELCHER HÖHE KANN DENN 

DER ARBEITGEBER BESCHÄFTIGTE IN 

REGRESS NEHMEN?

Gesetzlich leider unbegrenzt. Da die 
Beschäftigten in der Regel aber nicht 
in der Lage sind hohe Schäden, die im 

www.jetzt-beitre
ten.de/022 @guvfakulta

einer der DGB-Gewerkschaften, konkret 
in diesem Falle die ver.di als Dienstleis-
tungsgewerkschaft.

WIE WIR ERFAHREN HABEN, WOLLT 

IHR EURE LEISTUNGEN WEITER ANPAS-

SEN. UM WAS GEHT ES DABEI?

Richtig. 2018 wurden die Leistungen 
zur Schadenersatzbeihilfe und den 
Dienstschlüsselverlust verbessert. Im-
plementiert wurde auch die Übernahme 
eines eventuellen Selbstbehalts bei der 
Fahrzeugkasko oder Haftpflicht. 2023 
geht unsere neue Leistung an den Start: 
das Verletztengeld. Diese Leistung un-
terstützt Beschäftigte nach Wegfall der 
gesetzlichen Lohnfortzahlung bei Ar-
beitsunfällen.

WARUM KÖNNT IHR EURE LEISTUNGEN 

SO GÜNSTIG ANBIETEN?

Zunächst sind wir keine Versicherung, 
die Gewinne erwirtschaften muss. Au-
ßerdem haben wir seit Jahren eine 
wirklich hervorragende Mitgliederent-
wicklung. Das hat uns in die Lage ver-
setzt, so zu agieren. 

WO GIBT ES WEITERE INFORMATIONEN 

ZUR GUV/FAKULTA?

Am besten auf unserer Internetseite 
www.guv-fakulta.de. Aber auch in den 
sozialen Netzwerken auf twitter (www.
twitter.com/guvfakulta) und facebook 
(www.facebook.com/guv.fakulta) sind 
wir präsent. Unser Servicezentrum errei-
chen die Mitglieder 7 Tage in der Woche 
rund um die Uhr. Es ist unter der Ruf-
nummer 07141 / 70 23 30 zu erreichen.

Geschlossene Läden, verwaiste Fuß-
gängerzonen, verödete Innenstäd-

te – die Lockdowns während der Coro-
na-Pandemie haben ein Schlaglicht auf 
die Situation und Perspektiven deut-
scher Stadtzentren geworfen. Seither 
wird wieder intensiver darüber disku-
tiert, wie lebenswerte Städte aussehen 
könnten und was dafür getan werden 
muss. Eine Debatte, in die ver.di mit 
einer neuen Broschüre eingreift. Sie 
basiert auf Vorarbeiten des Landesbe-
zirks Nordrhein-Westfalen und macht 
deutlich: Weder die Pandemie noch der 
Boom des Onlinehandels sind alleinige 
Ursachen der Probleme. Vielmehr haben 
auch politische Entscheidungen dazu 
beigetragen, dass sich deutsche Fuß-
gängerzonen kaum voneinander unter-
scheiden, weil überall die Filialen der-
selben Modeketten dominieren. 

Die Leiterin des ver.di-Bundesfachbe-
reichs Handel, Stefanie Nutzenberger, 
sieht den »intensiven Verdrängungs- und 
Vernichtungswettbewerb« in der Bran-
che als zentrale Ursache, »bei dem 
große Konzerne kleine und mittelstän-

dische Händler an die Wand drücken«. 
Die Politik sei gefordert, dem Einhalt zu 
gebieten, »denn die fortschreitende 
Macht- und Marktkonzentration hat 
gesellschaftliche Folgen«. Dazu zählt 
nicht nur die Monotonie der von weni-
gen Großkonzernen dominierten Innen-
städte. Auch die Flucht aus Tarifverträ-
gen und die Arbeitsverdichtung sind 
Folge des enormen Wettbewerbsdrucks. 
Von den über drei Millionen Beschäf-
tigten sind nur noch 28 Prozent durch 
Tarifverträge geschützt. Der Anteil der 
Vollzeitangestellten ist auf 37 Prozent 
geschrumpft, fast jede*r fünfte ist ge-
ringfügig beschäftigt.

Dringendes Plädoyer für
lebenswerte Innenstädte

Der Autor Jürgen Glaubitz macht für 
diese Entwicklung sowohl die Unterneh-
men als auch die politischen Entschei-
dungsträger*innen verantwortlich: »Die 
Politik der Deregulierung, Tarifflucht, 
Flächenexpansion, Preiskriege und aus-
ufernde Ladenöffnung hat den Wett-
bewerb in einer Weise verschärft, dass 
nur noch große, finanzstarke Konzerne 
gute Überlebenschancen haben. Kleine 
werden immer mehr aus dem Markt 
verdrängt – auch zum Leidwesen der 
Innenstadt.« Zugleich hätten die Stadt-
planer*innen die Entwicklung vielerorts 
dem »freien Spiel der Marktkräfte« 
überlassen, statt regulierend einzugrei-
fen und Monokulturen zu verhindern.

Seit der Jahrhundertwende kommt 
der Boom des Onlinehandels hinzu. 
Dessen Jahresumsatz hat sich in den 
vergangenen zwei Jahrzehnten von 1,3 
auf 72,8 Milliarden Euro (2020) verviel-
facht. Die Corona-Pandemie könnte 
nun, so wird vermutet, zum »Turbo« 

für den Onlinehandel werden – und das 
Ladensterben beschleunigen. Zugleich 
steht fest: Der »Abschmelzungsprozess« 
hat schon lange vor Corona begonnen. 
Stellte der nicht-filialisierte Fachhandel 
in den 1980er Jahren noch einen Markt-
anteil von 56 Prozent, waren es 2019 
– also vor der Pandemie – nur noch 
15,5 Prozent.

Vor diesem Hintergrund scheint klar: 
Wenn die Innenstädte überleben wollen, 
müssen sie sich wandeln. Und das er-
fordert politisches Eingreifen, statt die 
Stadtentwicklung wie in den vergan-
genen Jahrzehnten dem Markt zu über-
lassen. »Die Stadt gehört nicht einigen 
Immobilienkonzernen und internatio-
nalen Modeketten – und Innenstädte 
dienen nicht allein einem möglichst 
störungsfreien Einkauf«, heißt es in dem 
ver.di-Plädoyer für lebenswerte (Innen-)
Städte. Diese müssten wieder »Orte des 
Wohnens, des Handels, der Arbeit, der 
Kultur, der Kommunikation und Begeg-
nung, der Versorgung und der Freizeit 
werden«. 
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Vitale Mitte plus Gute Arbeit

Rahmen ihrer Tätigkeit entstanden sind, 
mit ihrem Gehalt auszugleichen, hat die 
Rechtsprechung die Haftung begrenzt. 
Bei leichtester oder leichter Fahrlässig-
keit (z.B. Versehen) haftet der Arbeit-
nehmer gar nicht. Bei sogenannter 
mittlerer Fahrlässigkeit und grober 
Fahrlässigkeit bzw. Vorsatz sieht das 
dann schon anders aus. Hier kann es 
die Beschäftigten dann finanziell und 
auch sonst zum Teil richtig hart treffen.

WAS RÄTST DU DEN BESCHÄFTIGTEN 

IN SOLCHEN FÄLLEN?

Zunächst gilt es Ruhe zu bewahren. Die 
Forderung des Arbeitgebers sollte zu- 
nächst geprüft werden. Generell sollten 
Beschäftigte nichts voreilig unterschrei-
ben, anerkennen oder gar Zahlungen 
leisten. Mein Rat an die Beschäftigten: 
Betriebsrat oder Gewerkschaft aufsuchen 
und sich beraten lassen. Die wissen bei-
de, was in solchen Fällen zu tun ist.

UND WANN KOMMT IHR INS SPIEL?

Wir helfen, wenn Beschäftigte auf 
Kosten sitzen bleiben. Darum sind wir 
gegründet worden. Wir bieten auch in 
anderen Fällen unsere unbürokratische 
Hilfe an. Mehr zu unseren Leistungen 
finden Interessierte auf unserer Web-
seite.

WIE HOCH IST EUER BEITRAG?

Aktuell beträgt unser Jahresbeitrag 
21 Euro. Das sollte den Beschäftigten 
die Abdeckung von Risiken im Be-
rufsalltag wert sein. Voraussetzung ist 
allerdings auch eine Mitgliedschaft in 

V E R . D I - B R O S C H Ü R E  Z U R  Z U K U N F T  D E R  I N N E N S T Ä D T E

Konkret fordert ver.di unter anderem, 
bezahlbares Wohnen in Innenstadtlagen 
zu ermöglichen, öffentliche Verkehrs-
mittel und Carsharing auszubauen so-
wie mehr Flächen für Fußgänger*innen 
und Radfahrer*innen zu schaffen. Um 
die notwendigen Veränderungen im 
Handel zu unterstützen, schlägt die 
Gewerkschaft einen öffentlichen Trans-
formationsfonds vor, der von den Un-
ternehmen finanziert wird, die von der 
Branchenentwicklung profitieren – zum 
Beispiel über eine Digitalsteuer. Der 
stationäre Handel müsse mit seinen 
Stärken punkten, empfiehlt ver.di, näm-
lich gutem Service und Beratung vor 
Ort. Voraussetzung dafür: gute Arbeits-
bedingungen, genug Personal und eine 
flächendeckende Bezahlung nach Ta-
rifvertrag.� DANIEL BEHRUZI

ver.di-Broschüre:  
Für eine lebenswerte (Innen-)Stadt.  
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Mai 2022, 60 Seiten, Download:  
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Schutz und 
Sicherheit bei 
Berufsrisiken

Die Gefahr, im Berufsalltag Fehler zu 
machen und dafür haftbar gemacht 
zu werden, wird immer größer. Vor 
dem Risiko, in solchen Fällen auf den 
finanziellen Schäden sitzen zu blei-
ben, kann man sich jedoch schützen: 
Die DGB-Gewerkschaften haben da-
für die GUV/FAKULTA gegründet  
(siehe Interview). 
Sie unterstützt Gewerkschaftsmit-
glieder zu einem erschwinglichen 
Jahrespreis von 21 Euro – übrigens 
auch bei Unfällen auf dem Arbeitsweg 
oder auf dem Weg zu einer gewerk-
schaftlichen Veranstaltung. 
Der ver.di-Bundesfachbereichsvor-
stand Handel hat im Februar entschie-
den, gemeinsam mit der GUV/FAKUL-
TA eine Sonderaktion zur Mitglieder-
werbung durchzuführen, die bis zum 
Jahresende befristet ist. Und das sind 
die zusätzlichen Vorteile: 

Wer im Rahmen des Aktionszeitraums 
Mitglied wird, erhält bei Einzeleintritt 
(GUV/FAKULTA) 6 Monate beitragsfrei 
ab Eintritt und bei Doppeleintritt 
(GUV/FAKULTA + ver.di) 6 Monate 
beitragsfrei ab Eintritt bei der GUV/
FAKULTA plus ein Bluetooth Headset. 
Wir meinen, dass die Sonderaktion 
auch eine sehr gute Gelegenheit ist, 
um sich selbst zu schützen und zu-
gleich in den Betrieben d die gewerk-
schaftliche Basis zu stärken. 

Macht mit, werbt Mitglieder, 
schließt euch zusammen!

Auch die nächste reguläre Tarifrunde, 
die angesichts der steigenden Lebens-
haltungskosten voraussichtlich eine 
ganz besondere sein wird, ist nicht 
mehr sehr weit entfernt. Machen wir 
uns gemeinsam stark!

Plötzlich ist es passiert…
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Internationale 
Konferenz im Juli 2022
International – Solidarisch – Stark: 
Am 5. und 6. Juli 2022 findet unsere 
2. Internationale Konferenz zu gewerk-
schaftlicher Arbeit entlang der Wert-
schöpfungs- und Lieferketten statt. Wie 
beim letzten Mal veranstalten wir sie 
als ver.di Handel in Kooperation mit tie 
global, der Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) 
und der Rosa-Luxemburg-Stiftung (RLS). 
Es können 140 Personen teilnehmen.

Die Konferenz ist als Plattform von 
und für aktive Kolleg*innen gedacht 
und soll die Möglichkeit bieten, vonei-
nander zu lernen. Eingeplant sind Work-
shop- und Arbeitsgruppenphasen, um 
sich über die eigene Praxis sowie über 
Perspektiven internationaler Arbeit aus-
zutauschen. Zum anderen sollen sich 
Gruppen und Initiativen begegnen kön-

nen, die ansonsten nicht 
zusammenkommen.

Die Digitalisierung und 
Automatisierung macht auch 
entlang der Lieferkette nicht 
halt: Wie verstehen wir den 

Prozess der Digitalisierung? 
Gibt es international ge-
meinsame Forderungen und 

Auseinandersetzungen?  Bei 
einer Podiumsdiskussion wollen wir 
diese Fragen thematisieren.

Wir wollen die Konferenz auch nut-
zen, um mit Unternehmen und der 
Politik ins Gespräch zu kommen. Mit 
Vertreter*innen aus den Unternehmen 
und der Bundespolitik und unseren 
internationalen Gästen werden wir über 
das Lieferkettengesetz diskutieren. 
Dabei werden wir auch dessen Wir- 
kung auf die Handelsketten aus unter-
schiedlichen Sichtweisen betrachten.
Beide Podiumsdiskussionen werden 
auch via Livestream übertragen, um sie 
einen breitem Publikum zugänglich zu 
machen.

ver.di
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VIELE HABEN NOCH NIE ETWAS VON 

EUCH GEHÖRT. WAS IST DIE GUV/

FAKULTA ÜBERHAUPT?

Die GUV/FAKULTA ist eine Unterstüt-
zungseinrichtung der DGB-Gewerk-
schaften. Seit mehr als 111 Jahren sind 
wir ein verlässlicher Partner der Beschäf-
tigten, wenn es um Fragen der Haftung 
im Berufsleben geht.

WARUM GIBT ES EUCH? WAS MACHT 

EUCH AUS?

Das Arbeitsleben birgt viele Gefahren. 
Wer im Einzel-, Groß- und Außenhan-
del tätig ist, trägt ein hohes Risiko. In 
vielen Situationen stehen Versicherun-
gen oder Assekuranzen für entstande-
ne Schäden nicht ein. Die DGB-Gewerk-
schaften haben daher gedacht: Für 
solche Fälle brauchen wir einen verläss-
lichen Partner. Darum wurde die GUV/
FAKULTA gegründet. Um zu helfen, 
wenn kein anderer das mehr tut.

IN WELCHEN FÄLLEN HAFTEN DENN 

DIE BESCHÄFTIGTEN? WO GIBT ES 

PROBLEME?

Grundsätzlich hängt die Arbeitneh-
merhaftung davon ab, um welche Art 
von Schaden es sich handelt und wie 
sie den jeweiligen Schaden verursacht 
haben. Immer dann, wenn die Fahrläs-
sigkeit im Spiel ist, gibt es Probleme. 
Das hat uns die Praxis gezeigt.

HAST DU EIN BEISPIEL?

Eine Kollegin verliert z.B. ihren Dienst-
schlüssel. Der Arbeitgeber nimmt sie 
wegen des Austausches von Schlössern 
in Regress. Das wäre so ein typischer Fall.

BIS ZU WELCHER HÖHE KANN DENN 

DER ARBEITGEBER BESCHÄFTIGTE IN 

REGRESS NEHMEN?

Gesetzlich leider unbegrenzt. Da die 
Beschäftigten in der Regel aber nicht 
in der Lage sind hohe Schäden, die im 

www.jetzt-beitre
ten.de/022 @guvfakulta

einer der DGB-Gewerkschaften, konkret 
in diesem Falle die ver.di als Dienstleis-
tungsgewerkschaft.

WIE WIR ERFAHREN HABEN, WOLLT 

IHR EURE LEISTUNGEN WEITER ANPAS-

SEN. UM WAS GEHT ES DABEI?

Richtig. 2018 wurden die Leistungen 
zur Schadenersatzbeihilfe und den 
Dienstschlüsselverlust verbessert. Im-
plementiert wurde auch die Übernahme 
eines eventuellen Selbstbehalts bei der 
Fahrzeugkasko oder Haftpflicht. 2023 
geht unsere neue Leistung an den Start: 
das Verletztengeld. Diese Leistung un-
terstützt Beschäftigte nach Wegfall der 
gesetzlichen Lohnfortzahlung bei Ar-
beitsunfällen.

WARUM KÖNNT IHR EURE LEISTUNGEN 

SO GÜNSTIG ANBIETEN?

Zunächst sind wir keine Versicherung, 
die Gewinne erwirtschaften muss. Au-
ßerdem haben wir seit Jahren eine 
wirklich hervorragende Mitgliederent-
wicklung. Das hat uns in die Lage ver-
setzt, so zu agieren. 

WO GIBT ES WEITERE INFORMATIONEN 

ZUR GUV/FAKULTA?

Am besten auf unserer Internetseite 
www.guv-fakulta.de. Aber auch in den 
sozialen Netzwerken auf twitter (www.
twitter.com/guvfakulta) und facebook 
(www.facebook.com/guv.fakulta) sind 
wir präsent. Unser Servicezentrum errei-
chen die Mitglieder 7 Tage in der Woche 
rund um die Uhr. Es ist unter der Ruf-
nummer 07141 / 70 23 30 zu erreichen.

Geschlossene Läden, verwaiste Fuß-
gängerzonen, verödete Innenstäd-

te – die Lockdowns während der Coro-
na-Pandemie haben ein Schlaglicht auf 
die Situation und Perspektiven deut-
scher Stadtzentren geworfen. Seither 
wird wieder intensiver darüber disku-
tiert, wie lebenswerte Städte aussehen 
könnten und was dafür getan werden 
muss. Eine Debatte, in die ver.di mit 
einer neuen Broschüre eingreift. Sie 
basiert auf Vorarbeiten des Landesbe-
zirks Nordrhein-Westfalen und macht 
deutlich: Weder die Pandemie noch der 
Boom des Onlinehandels sind alleinige 
Ursachen der Probleme. Vielmehr haben 
auch politische Entscheidungen dazu 
beigetragen, dass sich deutsche Fuß-
gängerzonen kaum voneinander unter-
scheiden, weil überall die Filialen der-
selben Modeketten dominieren. 

Die Leiterin des ver.di-Bundesfachbe-
reichs Handel, Stefanie Nutzenberger, 
sieht den »intensiven Verdrängungs- und 
Vernichtungswettbewerb« in der Bran-
che als zentrale Ursache, »bei dem 
große Konzerne kleine und mittelstän-

dische Händler an die Wand drücken«. 
Die Politik sei gefordert, dem Einhalt zu 
gebieten, »denn die fortschreitende 
Macht- und Marktkonzentration hat 
gesellschaftliche Folgen«. Dazu zählt 
nicht nur die Monotonie der von weni-
gen Großkonzernen dominierten Innen-
städte. Auch die Flucht aus Tarifverträ-
gen und die Arbeitsverdichtung sind 
Folge des enormen Wettbewerbsdrucks. 
Von den über drei Millionen Beschäf-
tigten sind nur noch 28 Prozent durch 
Tarifverträge geschützt. Der Anteil der 
Vollzeitangestellten ist auf 37 Prozent 
geschrumpft, fast jede*r fünfte ist ge-
ringfügig beschäftigt.

Dringendes Plädoyer für
lebenswerte Innenstädte

Der Autor Jürgen Glaubitz macht für 
diese Entwicklung sowohl die Unterneh-
men als auch die politischen Entschei-
dungsträger*innen verantwortlich: »Die 
Politik der Deregulierung, Tarifflucht, 
Flächenexpansion, Preiskriege und aus-
ufernde Ladenöffnung hat den Wett-
bewerb in einer Weise verschärft, dass 
nur noch große, finanzstarke Konzerne 
gute Überlebenschancen haben. Kleine 
werden immer mehr aus dem Markt 
verdrängt – auch zum Leidwesen der 
Innenstadt.« Zugleich hätten die Stadt-
planer*innen die Entwicklung vielerorts 
dem »freien Spiel der Marktkräfte« 
überlassen, statt regulierend einzugrei-
fen und Monokulturen zu verhindern.

Seit der Jahrhundertwende kommt 
der Boom des Onlinehandels hinzu. 
Dessen Jahresumsatz hat sich in den 
vergangenen zwei Jahrzehnten von 1,3 
auf 72,8 Milliarden Euro (2020) verviel-
facht. Die Corona-Pandemie könnte 
nun, so wird vermutet, zum »Turbo« 

für den Onlinehandel werden – und das 
Ladensterben beschleunigen. Zugleich 
steht fest: Der »Abschmelzungsprozess« 
hat schon lange vor Corona begonnen. 
Stellte der nicht-filialisierte Fachhandel 
in den 1980er Jahren noch einen Markt-
anteil von 56 Prozent, waren es 2019 
– also vor der Pandemie – nur noch 
15,5 Prozent.

Vor diesem Hintergrund scheint klar: 
Wenn die Innenstädte überleben wollen, 
müssen sie sich wandeln. Und das er-
fordert politisches Eingreifen, statt die 
Stadtentwicklung wie in den vergan-
genen Jahrzehnten dem Markt zu über-
lassen. »Die Stadt gehört nicht einigen 
Immobilienkonzernen und internatio-
nalen Modeketten – und Innenstädte 
dienen nicht allein einem möglichst 
störungsfreien Einkauf«, heißt es in dem 
ver.di-Plädoyer für lebenswerte (Innen-)
Städte. Diese müssten wieder »Orte des 
Wohnens, des Handels, der Arbeit, der 
Kultur, der Kommunikation und Begeg-
nung, der Versorgung und der Freizeit 
werden«. 

VER.DI  HANDEL NR. 1 | MAI 2022Aktuell Seite 4

Vitale Mitte plus Gute Arbeit

Rahmen ihrer Tätigkeit entstanden sind, 
mit ihrem Gehalt auszugleichen, hat die 
Rechtsprechung die Haftung begrenzt. 
Bei leichtester oder leichter Fahrlässig-
keit (z.B. Versehen) haftet der Arbeit-
nehmer gar nicht. Bei sogenannter 
mittlerer Fahrlässigkeit und grober 
Fahrlässigkeit bzw. Vorsatz sieht das 
dann schon anders aus. Hier kann es 
die Beschäftigten dann finanziell und 
auch sonst zum Teil richtig hart treffen.

WAS RÄTST DU DEN BESCHÄFTIGTEN 

IN SOLCHEN FÄLLEN?

Zunächst gilt es Ruhe zu bewahren. Die 
Forderung des Arbeitgebers sollte zu-
nächst geprüft werden. Generell sollten 
Beschäftigte nichts voreilig unterschrei-
ben, anerkennen oder gar Zahlungen 
leisten. Mein Rat an die Beschäftigten: 
Betriebsrat oder Gewerkschaft aufsuchen 
und sich beraten lassen. Die wissen bei-
de, was in solchen Fällen zu tun ist.

UND WANN KOMMT IHR INS SPIEL?

Wir helfen, wenn Beschäftigte auf 
Kosten sitzen bleiben. Darum sind wir 
gegründet worden. Wir bieten auch in 
anderen Fällen unsere unbürokratische 
Hilfe an. Mehr zu unseren Leistungen 
finden Interessierte auf unserer Web-
seite.

WIE HOCH IST EUER BEITRAG?

Aktuell beträgt unser Jahresbeitrag 
21 Euro. Das sollte den Beschäftigten 
die Abdeckung von Risiken im Be-
rufsalltag wert sein. Voraussetzung ist 
allerdings auch eine Mitgliedschaft in 

V E R . D I - B R O S C H Ü R E  Z U R  Z U K U N F T  D E R  I N N E N S T Ä D T E

Konkret fordert ver.di unter anderem, 
bezahlbares Wohnen in Innenstadtlagen 
zu ermöglichen, öffentliche Verkehrs-
mittel und Carsharing auszubauen so-
wie mehr Flächen für Fußgänger*innen 
und Radfahrer*innen zu schaffen. Um 
die notwendigen Veränderungen im 
Handel zu unterstützen, schlägt die 
Gewerkschaft einen öffentlichen Trans-
formationsfonds vor, der von den Un-
ternehmen finanziert wird, die von der 
Branchenentwicklung profitieren – zum 
Beispiel über eine Digitalsteuer. Der 
stationäre Handel müsse mit seinen 
Stärken punkten, empfiehlt ver.di, näm-
lich gutem Service und Beratung vor 
Ort. Voraussetzung dafür: gute Arbeits-
bedingungen, genug Personal und eine 
flächendeckende Bezahlung nach Ta-
rifvertrag. DANIEL BEHRUZI

ver.di-Broschüre: 
Für eine lebenswerte (Innen-)Stadt. 

Analyse – Fakten – Positionen, 
Mai 2022, 60 Seiten, Download: 

handel.verdi.de/themen/zukunft-im-handel
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Schutz und 
Sicherheit bei 
Berufsrisiken

Die Gefahr, im Berufsalltag Fehler zu 
machen und dafür haftbar gemacht 
zu werden, wird immer größer. Vor 
dem Risiko, in solchen Fällen auf den 
finanziellen Schäden sitzen zu blei-
ben, kann man sich jedoch schützen: 
Die DGB-Gewerkschaften haben da-
für die GUV/FAKULTA gegründet 
(siehe Interview). 
Sie unterstützt Gewerkschaftsmit-
glieder zu einem erschwinglichen 
Jahrespreis von 21 Euro – übrigens 
auch bei Unfällen auf dem Arbeitsweg 
oder auf dem Weg zu einer gewerk-
schaftlichen Veranstaltung. 
Der ver.di-Bundesfachbereichsvor-
stand Handel hat im Februar entschie-
den, gemeinsam mit der GUV/FAKUL-
TA eine Sonderaktion zur Mitglieder-
werbung durchzuführen, die bis zum 
Jahresende befristet ist. Und das sind 
die zusätzlichen Vorteile: 

Wer im Rahmen des Aktionszeitraums 
Mitglied wird, erhält bei Einzeleintritt 
(GUV/FAKULTA) 6 Monate beitragsfrei 
ab Eintritt und bei Doppeleintritt 
(GUV/FAKULTA + ver.di) 6 Monate 
beitragsfrei ab Eintritt bei der GUV/
FAKULTA plus ein Bluetooth Headset. 
Wir meinen, dass die Sonderaktion 
auch eine sehr gute Gelegenheit ist, 
um sich selbst zu schützen und zu-
gleich in den Betrieben d die gewerk-
schaftliche Basis zu stärken. 

Macht mit, werbt Mitglieder, 
schließt euch zusammen!

Auch die nächste reguläre Tarifrunde, 
die angesichts der steigenden Lebens-
haltungskosten voraussichtlich eine 
ganz besondere sein wird, ist nicht 
mehr sehr weit entfernt. Machen wir 
uns gemeinsam stark!

Plötzlich ist es passiert…
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Internationale 
Konferenz im Juli 2022
International – Solidarisch – Stark: 
Am 5. und 6. Juli 2022 findet unsere 
2. Internationale Konferenz zu gewerk-
schaftlicher Arbeit entlang der Wert-
schöpfungs- und Lieferketten statt. Wie 
beim letzten Mal veranstalten wir sie 
als ver.di Handel in Kooperation mit tie 
global, der Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) 
und der Rosa-Luxemburg-Stiftung (RLS). 
Es können 140 Personen teilnehmen.

Die Konferenz ist als Plattform von 
und für aktive Kolleg*innen gedacht 
und soll die Möglichkeit bieten, vonei-
nander zu lernen. Eingeplant sind Work-
shop- und Arbeitsgruppenphasen, um 
sich über die eigene Praxis sowie über 
Perspektiven internationaler Arbeit aus-
zutauschen. Zum anderen sollen sich 
Gruppen und Initiativen begegnen kön-

nen, die ansonsten nicht 
zusammenkommen.

Die Digitalisierung und 
Automatisierung macht auch 
entlang der Lieferkette nicht 
halt: Wie verstehen wir den 

Prozess der Digitalisierung? 
Gibt es international ge-
meinsame Forderungen und 

Auseinandersetzungen?  Bei 
einer Podiumsdiskussion wollen wir 
diese Fragen thematisieren.

Wir wollen die Konferenz auch nut-
zen, um mit Unternehmen und der 
Politik ins Gespräch zu kommen. Mit 
Vertreter*innen aus den Unternehmen 
und der Bundespolitik und unseren 
internationalen Gästen werden wir über 
das Lieferkettengesetz diskutieren. 
Dabei werden wir auch dessen Wir-
kung auf die Handelsketten aus unter-
schiedlichen Sichtweisen betrachten.
Beide Podiumsdiskussionen werden 
auch via Livestream übertragen, um sie 
einen breitem Publikum zugänglich zu 
machen.
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